
HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR UND WOHNEN

Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung (GuM – Gründungs- und Mittelstandsför-
derungsrichtlinie)

I. Einzelbestimmungen

1. Übergreifender Zuwendungszweck

Zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Hessen so-
wie zum Erhalt und Ausbaus der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit des Mittelstands, branchenübergreifend 
und in seinem gesamten Leistungsspektrum, gewährt 
das für Wirtschaft zuständige Ministerium Zuwendungen 
bzw. Beteiligungskapital für

– Existenzgründungs- und Unternehmensberatungen 
sowie Coaching,

– Projekte zur Stärkung der Gründungsbereitschaft, zur 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und zur Verbes-
serung unternehmerischer Qualifikation,

– Förderungen von Einrichtungen der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft,

– Beteiligungskapital für Unternehmensgründungen,

– Digitalisierungsmaßnahmen (DIGI-Zuschuss).

2. Existenzgründungs- und Unternehmensberatungen 
sowie Coaching

2.1 Ziel der Förderung

Die Förderung soll zur Wissensvermittlung und Steige-
rung der Befähigung von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU) in Fragen der Unternehmensführung beitra-
gen und eine möglichst große Anzahl an Personen und 
Unternehmen erreichen. Dadurch soll mittelbar die Grün-
dungsbereitschaft und Wettbewerbsfähigkeit von KMU in 
Hessen steigen.

Die Planzahl der jährlich vorgesehenen Beratungen wird 
unter den Kennzahlen bei Kap. 07 05 Produkt 033 „Grün-
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dungs- und Mittelstandsförderung“ im jeweils geltenden 
Haushaltsplan des Landes Hessen veranschlagt.

2.2 Gegenstand der Förderung

2.2.1 Gegenstand der Förderung sind Gründungs- und Be-
triebsberatungen für Gründungsinteressierte, Gründende 
und KMU mit bestehender oder geplanter Betriebsstät-
te, Niederlassung oder Unternehmenssitz in Hessen. Die 
Beratungen können als Einzel- sowie Gruppenberatun-
gen erfolgen. Als Gruppenberatung gilt dabei die gemein-
same Beratung von mindestens drei Gründungsinteres-
sierten, Existenzgründenden oder Unternehmen.

Förderfähig sind folgende Beratungsthemen:

– Erstberatungen, die unter anderem zur Ermittlung des 
Beratungsbedarfs dienen,

– Existenzgründungsberatungen,

– Beratungen im Zusammenhang mit Unternehmens-
übergaben,

– Designberatungen,

– Beratungen zum produktionsintegrier ten Umwelt-
schutz (PIUS-Beratungen),

– Beratungen zur Digitalisierung insbesondere von Ge-
schäftsprozessen sowie Produkten und Dienstleistun-
gen (Strategie- und Umsetzungsberatung),

– Beratungen zur Umsetzung von betrieblichen Ent-
wicklungskonzepten,

– Perspektivenberatungen,

– Beratungen zu nachhaltigem Wirtschaften,

– Coaching in allgemeinen Fragen der Existenzgrün-
dung und Betriebsführung,

– spezielle Coachings zur Unternehmensnachfolge 
(Nachfolge-Coachings).

2.2.2 Bei Existenzgründungsberatungen vor der Gründung darf 
die Unternehmensgründung bis zum Beginn des Vorha-
bens nicht abgeschlossen sein.
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HESSISCHES MINISTERIUM DES INNERN UND FÜR SPORT

Richtlinien für die Gewährung staatlicher Finanzhilfen bei 
Elementarschäden (Elementarschäden-Richtlinien);
Verlängerung der Geltungsdauer

Bezug: Richtlinie vom 17. Juni 2019 (StAnz. S. 810) in der Fas-
sung vom 10. Dezember 2019 (StAnz. 2020 S. 2)

Der vorgenannte Erlass tritt zum 31. Dezember 2023 außer Kraft. 
Die Geltungsdauer des Erlasses wird bis zum 30. Juni 2024 ver-
längert.

Von einem Abdruck des Textes im Staatsanzeiger für das Land 
Hessen wird wegen des Umfangs abgesehen. Der Erlass ist im 
Internet auf der Homepage des Hessischen Ministeriums des In-
nern und für Sport (www.hmdis.hessen.de) abrufbar.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2023

Hessisches Ministerium
des Innern und für Sport
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2.2.3 Das Nachfolge-Coaching steht Unternehmensüber-
nehmerinnen und -übernehmern sowie Nachfolgegrün-
derinnen und -gründern für die ersten zwei Jahre nach 
Gründung/Übernahme zur Verfügung. Bei gewerblichen 
Tätigkeiten gelten der Tag der Gewerbeanmeldung oder 
des Handelsregistereintrags als Gründungsdatum, bei 

-
amt. Bei Übernahme eines Unternehmens gilt der Tag der 
Übernahme oder bei Unternehmensbeteiligungen der Tag 
der tätigen Beteiligung an einem Unternehmen als Grün-
dungsdatum. Im Rahmen der Übernahme oder Beteili-
gung muss eine Führungsfunktion ausgeübt werden.

2.2.4 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger soll vor einer Beratung prüfen, ob das zu beratene 
Unternehmen eine gleichgelagerte Förderung in einem 
anderen Programm zum Beispiel des Bundes oder der 
Kammern in Anspruch nehmen kann. Dies sind insbeson-
dere:

– Rahmenrichtlinie des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz zur Förderung von Unter-
nehmensberatungen für KMU in der jeweils gelten-
den Fassung oder

– Richtlinien über die Förderung der Beratungen von 
Handwerksunternehmen durch ihre Kammern und ihre 
Fachverbände in der jeweils geltenden Fassung

Sofern möglich, soll diese Förderung abweichend von 
Teil II Nr. 13 vorrangig in Anspruch genommen werden.

2.2.5 Nicht förderfähig sind Beratungen, die

– Rechts- und Versicherungsfragen sowie steuerbe-
ratende Tätigkeiten (zum Beispiel Ausarbeitung von 
Verträgen, Aufstellung von Jahresabschlüssen, Buch-
führungsarbeiten) beinhalten,

– überwiegend gutachterliche Stellungnahmen zum In-
halt haben,

– überwiegend Architektur- und sonstige Planungen be-
inhalten,

– überwiegend Akquisitions- und Vermittlungstätigkei-
ten zum Inhalt haben.

Nicht förderfähig sind Beratungen von Unternehmen 
und Tätigkeiten, die nach Art. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 (De-minimis-Verordnung) vom Geltungsbe-
reich der De-minimis-Verordnung ausgeschlossen sind.

2.2.6 Beratungsverfahren

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger führen die Beratung selbst durch oder beauftragen 
geeignete Dritte. Interessierte erhalten auf der Grund-
lage eines Angebots der Zuwendungsempfängerin oder 
des Zuwendungsempfängers eine individuelle Beratung. 
Über jede Beratung ist von der Zuwendungsempfängerin 
oder dem Zuwendungsempfänger ein Beratungsbericht 
vorzulegen. Der Bericht muss Angaben über die Bera-
terin oder den Berater und das beratene Unternehmen, 
Gegenstand und Ergebnis der Beratung enthalten. Ort, 
Zeit und Dauer der Beratung sind in einem Zeitnachweis 
zu dokumentieren und von der bzw. dem Beratenen zu 
bestätigen. Beratungsberichte und Zeitnachweise dienen 
dem Nachweis der Verwendung der Zuwendung.

2.3 Antragsberechtigte

2.3.1 Antragsberechtigt sind Kammern, Wirtschafts- und Bran-
-

und neutrale Beratung von Unternehmen und Existenz-
gründerinnen und -gründern anbieten.

2.3.2 Antragsteller sollen ihren Sitz oder eine Niederlassung in 
Hessen haben; in begründeten Ausnahmefällen kann die-
ser bzw. diese außerhalb Hessens liegen.

2.3.3 Ausgeschlossen von der Antragstellung sind Behörden 
des Bundes und der Länder.

2.4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

2.4.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 

den zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt.

2.4.2 Bei den in dieser Richtlinie genannten Beratungsthemen 
(vergleiche Teil I Nr. 2.2) sind je Kalenderjahr und bera-
tener/beratenen Gründungsinteressierten, Gründenden 
und Unternehmen insgesamt bis zu 15 Beratungstage-
werke förderfähig.

2.4.3 Erstberatungen, die unter anderem der Feststellung des 
weiteren Beratungsbedarfs dienen, werden bei der maxi-

mal förderfähigen Anzahl der Beratungstagewerke nicht 
berücksichtigt. 

2.4.4 Beratungen und Coachings sind anhand der tatsächlich 
erfolgten Stunden abzurechnen. Dabei gelten Beratun-
gen bis einschließlich vier Stunden als halbes Beratungs-
tagewerk. Als ganzes Beratungstagewerk zählen alle 
Beratungen ab fünf Stunden bis acht Stunden. Die Ab-
rechnung erfolgt nur in halben Tagewerken-Schritten. 

2.4.5 Zuwendungsfähige Ausgaben sind: 

2.4.5.1 Personalausgaben für eigenes am Projekt beteiligtes 
Personal. Die Förderung von Personalausgaben erfolgt 
als Standardeinheitskosten nach den Anlagen 1 und 2 zu 
dieser Richtlinie. Die Standardeinheitskosten umfassen 
dabei auch die Arbeitsplatzkosten sowie indirekten Kos-
ten (Gemeinkosten).

-
liche Beratungsunternehmen. Ausgenommen sind die 
außerhalb der Ausgaben für Honorarkosten in Rechnung 
gestellten zusätzlichen Sachkosten wie Reisekosten, 
Spesen o. ä. sowie die Umsatzsteuer.

2.4.5.3 Ausgaben für Konzeption und Durchführung von Prä-
senz- und Onlineformaten im Rahmen der Erstberatung 
nach Teil I Nr. 2.2.1 Satz 4 Spiegelstrich 1.

2.4.5.4 Ausgaben für die Anmietung von Räumlichkeiten zur 
Durchführung von Maßnahmen in Präsenz im Rahmen 
der Erstberatung nach Teil I Nr. 2.2.1 Satz 4 Spiegel-
strich 1 sind als direkte Ausgaben förderfähig, wenn die 
Räumlichkeiten ausschließlich für die Maßnahme, an der 
mehr als 50 Personen teilgenommen haben, genutzt und 
der dafür zu entrichtende Mietzins in einer schriftlichen 
Vereinbarung mit der Vermieterin oder dem Vermieter ge-
regelt worden ist.

2.4.5.5 Ausgaben für die Bewirtung zur Durchführung von Maß-
nahmen in Präsenz im Rahmen der Erstberatung nach 
Teil I Nr. 2.2.1 Satz 4 Spiegelstrich 1 sind dann als direk-
te Ausgaben förderfähig, wenn diese ausschließlich dem 
Vorhaben zuzurechnen sind und mehr als 50 Personen 
an der Maßnahme teilgenommen haben.

2.4.5.6 Eigenleistungen und Sachleistungen (Erbringung von 
Arbeitsleistungen – bare und unbare Eigenleistungen, 
Bereitstellung von Waren, Dienstleistungen, Grundstü-
cken und Immobilien, für die keine durch Rechnungen 
oder gleichwertige Belege nachgewiesene Barzahlung 
erfolgt ist) sind nicht förderfähig.

2.4.6 Die Höhe der Gesamtzuwendung (Förderquote) beträgt 
bis zu 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

-
de oder gewerbliche Beratungsunternehmen beträgt ab-
weichend von Teil I Nr. 2.4.6 bei Existenzgründungsbera-
tungen, Perspektivenberatungen sowie Beratungen zum 
produktionsintegrierten Umweltschutz (PIUS-Beratun-
gen) maximal 75 Prozent bzw. 600 Euro der Ausgaben 
pro ganzem Beratungstagewerk, bei den übrigen unter 
Teil I Nr. 2.2 genannten Beratungen und Coachings maxi-
mal 50 Prozent bzw. 400 Euro der Ausgaben pro ganzem 
Beratungstagewerk.

2.4.8 (Teilnahme-) Gebühren und Einnahmen der beratenen 
Gründungsinteressierten, Gründenden und Unternehmen 
sind als Eigenmittel einzubringen.

2.5 Antragstellung und Bewilligungsverfahren

2.5.1 Bewilligungsbehörde

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank) 
Standort Kassel 
Ständeplatz 17 
34117 Kassel 
Tel.: 0561/706-0 
https://www.wibank.de

2.5.2 Bewilligungsverfahren

Förderanträge sind vor Beginn der Maßnahme schriftlich 
oder elektronisch an die Bewilligungsbehörde zu richten. 
Die Prüfung und Entscheidung über die Förderfähigkeit 
der geplanten Maßnahme erfolgt durch die Bewilligungs-
behörde.

2.5.3 Förderindikatoren

Um die geförderten Vorhaben bewerten zu können, wer-
den ihre voraussichtlichen und tatsächlich erreichten Er-
gebnisse anhand der folgenden (Ist-) Kennzahlen gemes-
sen:
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– Anzahl der durchgeführten Existenzgründungsbera-
tungen

– Anzahl der durchgeführten Betriebsberatungen

2.5.4 Anträge auf Förderung müssen mindestens folgende An-
gaben enthalten:

– Bezeichnung des Projektes beziehungsweise der 
Maßnahme,

– Ausgaben- und Finanzierungsplan,

– Höhe der beantragten Zuwendung,

– Projektbeschreibung, aus der die Inhalte des Projekts, 
die Ziele und die geplanten Ergebnisse hervorgehen. 
Die Ergebnisse müssen mindestens Auskunft über die 
geforderten Kennzahlen nach Teil I Nr. 2.5.3 geben,

– Erklärung, dass mit dem Projekt noch nicht begonnen 
wurde,

– Erklärung, dass die Gesamtfinanzierung des Projek-
tes bei Gewährung der beantragten Landesförderung 
gesichert ist,

– Erklärung, dass die Fördermittel ausschließlich zur 
Finanzierung der beantragten Maßnahme verwendet 
werden,

– Erklärung über Vorsteuerabzugsberechtigung.

2.5.5 Zuwendungsbescheid

Im Zuwendungsbescheid wird festgehalten, welche An-
zahl der Beratungen (Soll-Förderkennzahlen) erbracht 
werden soll.

2.5.6 Verwendungsnachweis

2.5.6.1 Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der gewährten Zuwendung muss die Zuwendungsemp-
fängerin oder der Zuwendungsempfänger der Bewilli-
gungsbehörde spätestens sechs Monate nach Abschluss 
des Projektes (Ende des Durchführungszeitraumes) 
einen Nachweis über die ordnungsgemäße Verwendung 
der Zuwendung vorlegen (Verwendungsnachweis be-
stehend aus dem Sachbericht und zahlenmäßigem Nach-
weis). Der Sachbericht muss einen Soll-Ist-Vergleich der 
jährlichen Förderkennzahlen enthalten.

2.5.6.2 Mit dem Verwendungsnachweis sind je durchgeführter 
Beratung von der Zuwendungsempfängerin bzw. dem Zu-
wendungsempfänger zusätzlich folgende Dokumente be-
reitzuhalten:

– Beratungsvertrag mit dem beratenen Unternehmen 
bzw. mit der beratenen Existenzgründerin oder dem 
beratenen Existenzgründer,

– Beratungsbericht nach Teil I Nr. 2.2.6,

– Nachweis der fachlichen Eignung der Beraterin oder 
des Beraters,

– gegebenenfalls De-minimis-Bescheinigung des bera-
tenen Unternehmens,

– Aufbewahrungspflicht der De-minimis-Bescheinigung 
durch die Zuwendungsempfängerin oder den Zuwen-
dungsempfänger für zehn Jahre,

– gegebenenfalls die KMU-Erklärung des beratenen 
Unternehmens,

– gegebenenfalls Rechnung der Zuwendungsempfän-
gerin oder des Zuwendungsempfängers an die be-
ratene Existenzgründerin oder den Existenzgründer 
bzw. das beratene Unternehmen,

– gegebenenfalls Nachweise, aus denen hervorgeht, 
dass die beratene Existenzgründerin oder der bera-
tene Existenzgründer bzw. das beratene Unterneh-
men den ihr oder ihm von der Zuwendungsempfän-
gerin oder dem Zuwendungsempfänger in Rechnung 
gestellten Anteil der Ausgaben der Zuwendungsemp-
fängerin oder des Zuwendungsempfängers für die 
Durchführung oder Organisation der Beratung vor 
Einreichung des Verwendungsnachweises bezahlt 
hat,

– gegebenenfalls Nachweise, aus denen hervorgeht, 
dass die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen-
dungsempfänger das ihr oder ihm von einer exter-
nen Beraterin oder einem externen Berater für die 
Durchführung in Rechnung gestellte Honorar vor Ein-
reichung des Verwendungsnachweises bezahlt hat.

Die Bewilligungsbehörde behält sich im Bewilligungsbe-
scheid vor, die Dokumente für stichprobenartige Prüfun-
gen in Kopie bzw. als elektronische Dokumente/Scans 
anzufordern.

2.6 Beihilferechtliche Einordnung

Für die beihilferechtliche Einordnung der Förderung der 
Beratungstätigkeit auf der Ebene des Projektträgers sind 
nachfolgende Fälle zu unterscheiden:

a) Der Träger verwendet die Fördermittel zur Herstel-
lung von eigenen Beratungsleistungen, die keine wirt-
schaftliche Tätigkeit (Erst- und Verweisberatung) dar-
stellen. Dann ist die Förderung keine Beihilfe im Sinne 
des Art. 107 Abs. 1 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (AEUV), sofern der 
Träger eine Trennungsrechnung durchführt und die 
Förderung ausschließlich dem nicht-wirtschaftlichen 
Bereich zugutekommt.

b) Der Träger führt in dem Projekt selbst auch Tätigkei-
ten durch, die als wirtschaftliche Tätigkeiten einzustu-
fen sind. In diesem Fall führt eine Förderung zu einer 
Beihilfe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV. Eine För-
derung ist nur möglich, wenn die Beihilfe konform mit 
der VO (EU) 1407/2013 als De-minimis-Beihilfe aus-
geführt werden kann.

Der Träger erbringt selbst Beratungsleistungen als wirt-
schaftliche Tätigkeit. Eine Förderung führt nur dann nicht 
zu einer Beihilfe, wenn der Träger zu gleichen Konditio-
nen und nicht selektiv die Fördermittel als Zuschuss an 
externe Beratungsunternehmen weiterleitet, die von den 
erstberatenen Unternehmen frei und zu Marktbedingun-
gen diskriminierungsfrei ausgewählt werden und denen 

muss.

Die Förderung erfolgt für die zu beratenen Unternehmen 
als De-minimis-Beihilfe unter Beachtung der Vorausset-
zungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommis-
sion vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Art. 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
EU L 352 S. 1). Soweit es sich hierbei nicht um eine nicht-
wirtschaftliche Tätigkeit handelt, stellt die Förderung in 
Verbindung mit einer Trennungsrechnung hingegen keine 
Beihilfe im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV dar.

3. Projekte zur Stärkung der Gründungsbereitschaft, 
zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und zur 

3.1 Ziel der Förderung

Die Förderung von Projekten soll durch Sensibilisierung, 
Vernetzung sowie Wissensvermittlung von Gründerinnen 
und Gründern sowie KMU dazu beitragen, den Gründer-
geist und das Unternehmertum in Hessen zu stärken. Die 
Projekte sollen eine möglichst große Anzahl an Perso-
nen und Unternehmen erreichen. Durch die Förderung 
soll mittelbar die Gründungsbereitschaft in Hessen stei-
gen sowie die Wettbewerbsfähigkeit von KMU gesteigert 

werden.

Die Planzahl der jährlich vorgesehenen Projekte wird 
unter den Kennzahlen bei Kap. 07 05 Produkt 033 „Grün-
dungs- und Mittelstandsförderung“ im jeweils geltenden 
Haushaltsplan des Landes Hessen veranschlagt.

3.2 Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung sind Vorhaben im Bereich 
des Mittelstands, der Gründungsbereitschaft und des 
Unternehmertums zur Sensibilisierung, Information und 
Vernetzung von Gründerinnen und Gründern sowie von 
KMU.

Gefördert werden Veranstaltungen, Messen, Wettbewer-
be, Anlaufstellen, Workshops und Schulungen, die allge-
meine Existenzgründungsfragen, betriebswirtschaftliche 
Themen, Innovation, Nachhaltigkeit, Social Entrepreneur-
ship, Digitalisierung in KMU oder Fragen der Unterneh-
mensnachfolge zum Inhalt haben.

3.3 Antragsberechtigte

3.3.1 Antragsberechtigte sind Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern, Wirtschafts- und Branchenver-
bände, kommunale Gebietskörperschaften, kommunale 
Wirtschaftsförderungen und Regionalmanagements.

3.3.2 Wirtschaftsnahe Vereine und Einrichtungen können An-
tragsberechtigte sein, wenn diese die Stärkung oder Ana-
lyse der Gründungsbereitschaft und/oder des Unterneh-
mertums in Hessen verfolgen.

3.3.3 Antragsteller sollen ihren Sitz oder eine Niederlassung in 
Hessen haben; in begründeten Ausnahmefällen kann die-
ser bzw. diese außerhalb Hessens liegen.
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3.3.4 Hochschulen und deren Institute sind nicht antragsbe-
rechtigt, können jedoch als Kooperationspartner mit den 
zuvor genannten Begünstigten ein Projekt durchführen.

3.4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

3.4.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 

den zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt.

3.4.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind: 

3.4.2.1 Personalausgaben für eigenes am Projekt beteiligtes 
Personal. Die Förderung von Personalausgaben erfolgt 
als Standardeinheitskosten nach den Anlagen 1 und 2 zu 
dieser Richtlinie. Die Standardeinheitskosten umfassen 
dabei auch die Arbeitsplatzkosten sowie indirekten Kos-
ten (Gemeinkosten).

3.4.2.2 Ausgaben für Konzeption und Durchführung von Prä-

Marketing, Beratungs- und Veranstaltungsdienstleistun-
gen sowie Preisgelder.

3.4.2.3 Ausgaben für die Anmietung von Räumlichkeiten zur 
Durchführung von Maßnahmen nach Teil I Nr. 3.2 in Prä-
senz sind als direkte Ausgaben förderfähig, wenn die 
Räumlichkeiten ausschließlich für die Maßnahme, an der 
mehr als 50 Personen teilgenommen haben, genutzt und 
der dafür zu entrichtende Mietzins in einer schriftlichen 
Vereinbarung mit der Vermieterin oder dem Vermieter ge-
regelt worden ist.

3.4.2.4 Ausgaben für die Bewirtung zur Durchführung von Maß-
nahmen nach Teil I Nr. 3.2 in Präsenz sind dann als direk-
te Ausgaben förderfähig, wenn diese ausschließlich dem 
Vorhaben zuzurechnen sind und mehr als 50 Personen 
an der Maßnahme teilgenommen haben.

3.4.2.5 Eigenleistungen und Sachleistungen (Erbringung von 
Arbeitsleistungen – bare und unbare Eigenleistungen, 
Bereitstellung von Waren, Dienstleistungen, Grundstü-
cken und Immobilien, für die keine durch Rechnungen 
oder gleichwertige Belege nachgewiesene Barzahlung 
erfolgt ist) sind nicht förderfähig.

3.4.3 Die Höhe der Zuwendung (Förderquote) beträgt bis zu 
90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben.

3.5 Antragstellung und Bewilligungsverfahren

3.5.1 Bewilligungsbehörde

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank) 
Standort Kassel 
Ständeplatz 17 
34117 Kassel 
Tel.: 0561/706-0 
https://www.wibank.de

3.5.2 Bewilligungsverfahren

Förderanträge sind vor Beginn der Maßnahme schriftlich 
oder elektronisch an die zuständige Bewilligungsbehörde 
zu richten. Die Prüfung und Entscheidung über die För-
derfähigkeit der geplanten Maßnahme erfolgt durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde.

3.5.3 Förderkennzahlen

Um die geförderten Vorhaben bewerten zu können, wer-
den ihre voraussichtlichen und tatsächlich erreichten Er-
gebnisse anhand der folgenden (Ist-) Kennzahlen gemes-
sen:

– Anzahl der Teilnehmenden an Vorhaben zur Förde-
rung der Gründungsbereitschaft und des Unterneh-
mertums

– Anzahl der prämierten Gründungsvorhaben.

-
zahlen) können im Zuwendungsbescheid festgelegt wer-
den.

3.5.4 Anträge auf Förderung müssen mindestens folgende An-
gaben enthalten:

– Bezeichnung des Projektes beziehungsweise der 
Maßnahme,

– Ausgaben- und Finanzierungsplan,

– Höhe der beantragten Zuwendung,

– Projektbeschreibung, aus der die Inhalte des Projekts, 
die Ziele und die geplanten Ergebnisse hervorgehen. 
Die Ergebnisse müssen mindestens Auskunft über die 
geforderten Kennzahlen nach Teil I Nr. 3.5.3 geben,

– Erklärung, dass mit dem Projekt noch nicht begonnen 
wurde,

– Erklärung, dass die Gesamtfinanzierung des Projek-
tes bei Gewährung der beantragten Landesförderung 
gesichert ist,

– Erklärung, dass die Fördermittel ausschließlich zur 
Finanzierung der beantragten Maßnahme verwendet 
werden,

– Erklärung über Vorsteuerabzugsberechtigung.

3.5.5 Verwendungsnachweis

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der gewährten Zuwendung muss die Zuwendungsemp-
fängerin oder der Zuwendungsempfänger der Bewilli-
gungsbehörde spätestens sechs Monate nach Abschluss 
des Projektes (Ende des Durchführungszeitraums) einen 
Nachweis über die ordnungsgemäße Verwendung der 
Zuwendung vorlegen (Verwendungsnachweis bestehend 
aus dem Sachbericht und zahlenmäßigem Nachweis). 
Der Sachbericht muss einen Soll-Ist-Vergleich der jähr-
lichen Förderkennzahlen enthalten.

3.6 Beihilferechtliche Einordnung

Eine Förderung stellt weder eine unmittelbare Beihil-
fe für den Träger noch eine mittelbare Beihilfe im Sin-
ne des Art. 107 Abs. 1 AEUV dar, sofern der Träger so-

Beispiel Gründer oder gegebenenfalls auch KMU) nicht 
wirtschaftlich tätig sind. Sofern direkt oder mittelbar Be-
günstigte – wie im Regelfall – neben der förderfähigen, 
nicht-wirtschaftlichen Tätigkeit auch noch wirtschaftli-
che Tätigkeiten ausüben, ist mittels Trennungsrechnung 
seitens der Begünstigten sicherzustellen, dass die För-
derung tatsächlich ausschließlich dem nicht-wirtschaftli-
chen Bereich zugutekommt.

Sofern die Förderung zugunsten einer wirtschaftlich Tä-
tigkeit einer oder eines Begünstigten erfolgt, wird diese 
auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 in der 
jeweils geltenden Fassung als De-minimis-Beihilfen ge-

-
render Dritte (KMU) wirtschaftlich tätig ist, wird der ihm 
gewährte Vorteil auf Grundlage der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 in der jeweils geltenden Fassung als De-
minimis-Beihilfen gewährt.

4. Kultur- und Kreativwirtschaft

4.1 Ziel der Förderung

Durch die Förderung soll die Kultur- und Kreativwirtschaft 
in Hessen gestärkt werden. Mittelbar soll die Förderung 
dazu beitragen, Umsätze, Erwerbstätigkeit und Unter-
nehmenszahl der hessischen Kultur- und Kreativwirt-
schaft zu erhöhen. Die Förderung dient insbesondere

– der Steigerung der Zukunfts- und Wettbewerbsfähig-
keit der hessischen Kultur- und Kreativwirtschaft,

– der Entwicklung von Netzwerken, Kompetenzzent-
ren und Kooperationen zur Stärkung des Kultur- und 
Kreativwirtschaftsstandorts,

– der Erhöhung der Sichtbarkeit und der Wertschätzung 
kreativer Leistungen,

– der Stärkung des Wissenstransfers und der Markter-
schließung,

– der Entwicklung cross-sektoraler Kooperation zwi-
schen Kultur- und Kreativwirtschaft und anderen Wirt-
schaftszweigen.

Die Planzahl der jährlich vorgesehenen Projekte wird 
unter den Kennzahlen bei Kap. 07 05 Produkt 034 „Kul-
tur- und Kreativwirtschaft“ im jeweils geltenden Haus-
haltsplan des Landes Hessen veranschlagt.

4.2 Gegenstand der Förderung

4.2.1 Das Land Hessen fördert Projekte und Einrichtungen im 
Bereich der hessischen Kultur- und Kreativwirtschaft. 

Gefördert werden Maßnahmen, die geeignet sind, die 
unter Teil I Nr. 4.1 genannten Förderziele zu erreichen. 
Hierzu zählen Angebote zu

– Wissenstransfer wie Kongresse, Konferenzen, Work-
shops, Seminare, Festivals,

– Markterschließung, etwa zur Vorstellung neuer Ver-
fahren, Produkte, Ideen und Innovationen sowie Wett-
bewerbe,

– Vernetzung und Kooperation, Informations- und Men-
toringangebote,

– Imagebildung des Kultur- und Kreativwir tschafts-
standorts,
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– Talentaktivierung, Nachwuchsförderung und Fach-
kräftesicherung, insbesondere durch Veranstaltun-
gen oder Vernetzungsaktivitäten,

– andere geeignete Angebote.

4.2.2 Einrichtungen der Kultur- und Kreativwirtschaft sind Trä-
ger von Angeboten für die Kultur- und Kreativwirtschaft, 
mithin Netzwerke, Kompetenzzentren, Organisationen 
oder Initiativen. 

Zur Kultur- und Kreativwirtschaft gehören Unterneh-
men, die erwerbswirtschaftlich orientiert sind und sich 

-
dialen Verbreitung von kulturellen bzw. kreativen Gütern 
befassen. Dies sind Unternehmen aus den Teilmärkten: 
Werbemarkt, Software-/Gamesindustrie, Pressemarkt, 
Designwirtschaft, Architekturmarkt, Filmwirtschaft, Buch-
markt, Musikwirtschaft, Markt für darstellende Künste, 
Rundfunkwirtschaft, Kunstmarkt und Sonstige. Grund-

-
nisterkonferenz vom Dezember 2009; bei geänderter Be-

4.2.3 Die Förderung cross-sektoraler Projekte steht auch KMU 
-

lichst viele Unternehmen für eine branchenübergreifen-
de Vernetzung und/oder Kooperation mit Kreativen zu ge-
winnen. Cross-sektorale Projekte sind Maßnahmen, bei 
denen Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft mit 
Unternehmen anderer Wirtschaftszweige branchen- und 
disziplinübergreifend zusammenarbeiten, um innovative 
Lösungen für aktuelle und künftige Herausforderungen 
zu entwickeln.

4.2.4 In begründeten Einzelfällen können Maßnahmen außer-
halb Hessens durchgeführt werden.

4.2.5 Nicht förderfähig sind insbesondere

– Projekte, die überwiegend der öffentlichen Kulturför-
derung und/oder Soziokultur zuzurechnen sind und 
sich nicht an die Erwerbswirtschaft richten,

– Filmförderung und andere Projekte, die durch Hessen 
Film und Medien GmbH gefördert werden können,

– Angebote ohne Hessenbezug,

– überwiegend eigene unternehmerische Betätigungen,

– überwiegend individuelle Beratungsleistungen, ins-
besondere in rechtlichen, steuerlichen oder planeri-
schen Angelegenheiten.

4.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind Organisationen, Institutionen und 
Initiativen der hessischen Kultur- und Kreativwirtschaft 

-
chen Rechts, insbesondere Hochschulen und Kammern, 
juristische und natürliche Personen.

4.4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

4.4.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 

den zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 

4.4.2 Bei Projektförderungen beträgt der Anteil der Landesför-
derung bis zu 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausga-
ben. Zuwendungen bis zu 5.000 Euro erfolgen als Fest-

4.4.3 Zuwendungsfähige Ausgaben sind: 

4.4.3.1 Personalausgaben für eigenes am Projekt beteiligtes 
Personal. Die Förderung von Personalausgaben erfolgt 
als Standardeinheitskosten nach den Anlagen 1 und 2 
dieser Richtlinie. Die Standardeinheitskosten umfassen 
dabei auch die Arbeitsplatzkosten sowie indirekte Kosten 
(Gemeinkosten).

4.4.3.2 Sachausgaben, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem geförderten Vorhaben stehen und nicht bereits 
über die Gemeinkosten abgedeckt sind. Zu den Sach-
ausgaben zählen beispielsweise Ausgaben für an Dritte 
vergebene Aufträge, Ausgaben für geringwertige Wirt-
schaftsgüter, Miete oder Leasing von Ausstattungs-
gegenständen, Druckkosten von Printmedien/Werbung 
und Miete für Räume, die für Beratungen genutzt werden.

4.5 Antragstellung und Bewilligungsverfahren

4.5.1 Bewilligungsbehörde

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die

HA Hessen Agentur GmbH 
Konradinerallee 9 
65189 Wiesbaden 

Tel. +49 611 9501780 
Fax +49 611 950178466 
E-Mail: info@hessen-agentur.de 
www.hessen-agentur.de

4.5.2 Bewilligungsverfahren

Anträge auf Förderung sind vor Beginn einer Maßnahme 
unter Verwendung der entsprechenden Antragsvordru-
cke schriftlich oder elektronisch an die zuständige Bewil-
ligungsbehörde zu richten.  

4.5.3 Anträge auf Förderung müssen mindestens folgende An-
gaben enthalten: 

– Bezeichnung des Projektes beziehungsweise der 
Maßnahme,

– Höhe der beantragten Zuwendung,

– Maßnahmen- und Projektbeschreibung inkl. Angabe 
zu Zielen, Vorgehensweise (konzeptioneller Ansatz), 
Zielgruppen, Kooperationspartner, Erfolgsparameter, 
Durchführungsort, Durchführungszeitraum,

– Finanzierungsplan inklusive aller mit dem Vorhaben 
zusammenhängenden Einnahmen und Ausgaben.

– Erklärung, dass mit dem Projekt noch nicht begonnen 
wurde,

– Erklärung, dass die Gesamtfinanzierung des Projek-
tes bei Gewährung der beantragten Landesförderung 
gesichert ist,

– Erklärung, dass die Fördermittel ausschließlich zur Fi-
nanzierung der beschriebenen Maßnahme verwendet 
werden,

– Erklärung über Vorsteuerabzugsberechtigung und

– soweit relevant: Beihilfebescheinigung und KMU-Er-
klärung.

4.5.4 Förderkennzahlen

Zur Messung des Erfolgs der geförderten Maßnahmen 
-

sche quantitative und qualitative Erfolgsparameter fest-
gelegt. 

4.5.5 Verwendungsnachweis

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der gewährten Zuwendung muss die Zuwendungsemp-
fängerin oder der Zuwendungsempfänger der Bewilli-
gungsbehörde spätestens sechs Monate nach Abschluss 
des Projektes (Ende des Durchführungszeitraumes) 
einen Nachweis über die ordnungsgemäße Verwendung 
der Zuwendung vorlegen (Verwendungsnachweis be-
stehend aus dem Sachbericht und zahlenmäßigem Nach-
weis).  

4.6 Beihilferechtliche Einordnung

Die Förderung der hessischen Kultur- und Kreativwirt-
schaft ist nach Art. 53 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
(Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO) 
freigestellt. Die formellen und materiellen Voraussetzun-
gen der AGVO sind hierbei einzuhalten.

Sollte kein Fall von Art. 53 AGVO vorliegen, kann eine 
Förderung als De-minimis-Beihilfe unter Beachtung der 
Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der 
Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwen-
dung der Art. 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihil-
fen (ABl. EU L 352 S. 1) erfolgen.

5. Beteiligungskapital für Unternehmensneugründun-
gen

5.1 Beteiligungen

Das Land Hessen investiert insbesondere über die Be-
teiligungs-Managementgesellschaft Hessen mbH (BMH) 

-
tal. Dieses Eigenkapital soll die Liquidität des Unterneh-
mens erhöhen, seine Bonität steigern – und damit die 
Chancen, weitere Finanzierungsquellen wie Bankdarle-
hen und zusätzliches Eigenkapital zu bekommen, erhö-
hen.

5.2 Zweck der Beteiligung

Das bereitgestellte Beteiligungskapital ist von den Unter-
nehmen für Vorhaben im Zusammenhang mit der Grün-
dung des Unternehmens oder zur Festigung in der An-
laufphase und der Wachstumsphase zu verwenden.

Die Mittel sind für die mit der Gründung und Festigung 
in Zusammenhang stehenden Ausgaben wie Mieten, Per-
sonal, Sachausgaben, Marketing, Konzepte und Studien, 
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Investitionen, Betriebsmittel, Markterschließung, Ausbil-
dung und Ausgaben für Schutzrechte zu verwenden.

5.3 Antragsberechtigte

5.3.1 Antragsberechtigt und beihilfefähig nach Art. 22 Nr. 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 AGVO sind nicht börsen-
notierte kleine Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
(Teil II Nr. 10), deren Eintragung ins Handelsregister 
höchstens fünf Jahre zurückliegt und die alle folgenden 
Voraussetzungen erfüllen: 

a) Sie haben nicht die Tätigkeit eines anderen Unter-
nehmens übernommen, es sei denn, der Umsatz der 
übernommenen Tätigkeit macht weniger als 10 Pro-
zent des Umsatzes aus, den das beihilfefähige Unter-
nehmen im Geschäftsjahr vor der Übernahme erzielt 
hat; 

b) sie haben noch keine Gewinne ausgeschüttet; 

c) sie haben kein anderes Unternehmen übernommen 
bzw. sind nicht durch einen Zusammenschluss her-
vorgegangen, es sei denn, der Umsatz des übernom-
menen Unternehmens macht weniger als 10 Prozent 
des Umsatzes des beihilfefähigen Unternehmens im 
Geschäftsjahr vor der Übernahme aus oder der Um-
satz des aus einem Zusammenschluss hervorgegan-
genen Unternehmens ist um weniger als 10 Prozent 
höher als der Gesamtumsatz, den die beiden sich zu-
sammenschließenden Unternehmen im Geschäftsjahr 
vor dem Zusammenschluss erzielt haben.

Bei Unternehmen, die nicht zur Eintragung in das 
Handelsregister verpflichtet sind, beginnt der für die 
Beihilfefähigkeit maßgebliche Fünfjahreszeitraum 
zum früheren der beiden folgenden Zeitpunkte: ent-
weder zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen 
seine Geschäftstätigkeit aufnimmt, oder zu dem Zeit-
punkt, zu dem es im Hinblick auf seine Geschäftstä-
tigkeit steuerpflichtig wird.

Abweichend von Teil I Nr. 5.3.1 Unterabsatz c werden 
Unternehmen, die aus einem Zusammenschluss von 
nach diesem Artikel beihilfefähigen Unternehmen her-
vorgegangen sind, bis fünf Jahre nach dem Tag der 
Handelsregistereintragung des ältesten am Zusam-
menschluss beteiligten Unternehmens ebenfalls als 
beihilfefähige Unternehmen erachtet.

5.3.2 Nicht antragsberechtigt und nicht beihilfefähig sind:

– Unternehmen, die keine Beihilfen nach Art. 1 der 
AGVO erhalten können (dazu zählen insbesondere 
die Fischerei und Aquakultur, die landwirtschaftliche 
Primärproduktion),

– Unternehmen in Schwierigkeiten nach Art. 2 Nr. 18 
der AGVO,

– Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommis-
sion zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe 
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht 
nachgekommen sind.

5.4 Art und Umfang der Beteiligung

und stillem Beteiligungskapital.

Die Beihilfe beträgt nicht mehr als 500.000 Euro Brut-
tosubventionsäquivalent (BSÄ) und nicht mehr als 
750.000 Euro BSÄ für Unternehmen im C-Fördergebiet 
der GRW (Art. 22 Nr. 3 c AGVO).

Bei kleinen und innovativen Unternehmen dürfen 
die vorgenannten Höchstbeträge verdoppelt werden 
(Art. 2 Nr. 80 und Art. 22 Nr. 5 AGVO).

5.5 Antragstellung und Verfahren

Anfragen und Anträge auf Beteiligungen sind zu richten 
an die

Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen mbH 
(BMH) 
Gustav-Stresemann-Ring 9 
65189 Wiesbaden 
Tel.: 0611/949 176-0 
Fax: 0611/949 176-76 
www.bmh-hessen.de

5.6 Beihilfenrechtliche Einordnung

Die Förderung erfolgt auf Grundlage von Art. 22 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 AGVO. Die formellen und ma-
teriellen Voraussetzungen der AGVO sind hierbei einzu-
halten.

6. Zuschuss zu Digitalisierungsmaßnahmen (DIGI-Zu-
schuss)

6.1 Ziel der Förderung

Ziel des DIGI-Zuschuss ist die Digitalisierung der hessi-
schen Unternehmen zu beschleunigen und die Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen durch eine 
Erhöhung ihres Digitalisierungsgrads zu steigern. Die 
Digitalisierung der Wirtschaft bedeutet gerade für KMU 

neue Produkte und Dienstleistungen oder innovative Ge-
schäftsmodelle.

Die Planzahlen der jährlich vorgesehenen Projekte und 
Maßnahmen werden unter den Kennzahlen bei Kap. 07 05 
Produkt 022 im jeweils geltenden Haushaltsplan des Lan-
des Hessen veranschlagt.

6.2 Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung sind Modernisierungs-, An-
wendungs- und Innovationsprojekte im Bereich der Di-
gitalisierung durch Einführung neuer digitaler Systeme 
der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) und 
Maßnahmen zur Verbesserung der IT-Sicherheit.

Die Maßnahmen müssen bei der Antragstellerin oder 
beim Antragsteller zum Einsatz kommen, können Teil 
einer Digitalisierungsstrategie sein und sollen einen Di-
gitalisierungsfortschritt in den Bereichen Produktion und 
Verfahren, Produkte, Prozesse und Dienstleistungen 
oder Strategie und Organisation des Unternehmens er-
warten lassen.

Die förderfähigen Maßnahmen werden im jeweils gelten-
den „Merkblatt zum Förderprogramm Zuschuss zu Digi-
talisierungsmaßnahmen (DIGI-Zuschuss)“ präzisiert. Die 
Bewilligungsbehörde stellt das Merkblatt in geeigneter 
Form zur Verfügung.

6.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind KMU der gewerblichen Wirtschaft 
sowie Freien Berufe mit einer Betriebsstätte in Hessen 
(Teil II Nr. 10), in welchen die geförderte Maßnahme zum 
Einsatz kommt.

6.4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

6.4.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 
Anteilf inanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
zu den zuwendungsfähigen Sachausgaben von bis zu 
50 Prozent gewährt. Eine Förderung kann ab zuwen-
dungsfähigen Sachausgaben in Höhe von 4.000 Euro er-
folgen. 

6.4.2 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Leistungen externer 
Anbieter einschließlich der zur Umsetzung der Maßnah-
me notwendigen Hard- und Software und die Einführung 
der Lösungen. 

6.4.3 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Beschaf-
fung von Kapital (insbesondere Zinsen) sowie erstat-
tungsfähige Umsatzsteuer.

6.5 Antragstellung und Bewilligungsverfahren

6.5.1 Bewilligungsbehörde

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank) 
Standort Wiesbaden 
Gustav-Stresemann-Ring 9 
65198 Wiesbaden 
Tel.: 0611/774-0 
https://wibank.de

6.5.2 Bewilligungsverfahren

vor Beginn der Maßnahme an die zuständige Bewilli-
gungsbehörde zu richten.

Die Prüfung des Antrages erfolgt durch die WIBank als 
Bewilligungsbehörde. Diese entscheidet über die Förder-
fähigkeit der geplanten Maßnahme und erteilt bei posi-
tiver Bewertung einen entsprechenden Zuwendungsbe-
scheid.

6.5.3 Verwendungsnachweis

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der gewährten Zuwendung muss die Zuwendungsemp-
fängerin oder der Zuwendungsempfänger der Bewilli-
gungsbehörde spätestens sechs Monate nach Abschluss 
des Projektes (Ende des Durchführungszeitraums) einen 
Nachweis über die ordnungsgemäße Verwendung der 
Zuwendung vorlegen (Verwendungsnachweis bestehend 
aus dem Sachbericht und zahlenmäßigem Nachweis). 
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Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt erst nach Vorlage 
und Prüfung des Verwendungsnachweises in einer Sum-
me.

6.6 Beihilfenrechtliche Einordnung

Die Förderung von Digitalisierungsmaßnahmen erfolgt 
als De-minimis-Beihilfe unter Beachtung der Vorausset-
zungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommis-
sion vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Art. 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
EU L 352 S. 1).

II. Allgemeine Förderbestimmungen

Es gelten die folgenden Allgemeinen Haushaltsbestimmungen, 
sofern nicht in Teil I besondere Regelungen getroffen sind.

1. Die Förderung erfolgt auf der Grundlage des Hessischen Mit-
telstandsförderungsgesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung, der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Art. 107 
und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen und der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Ver-
einbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Art. 107 und 108 AEUV (Allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO) – in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie nach Maßgabe dieser Richtlinie.

2. Für die Bewilligung, die Auszahlung der Zuwendung, den 
Nachweis der Verwendung, die Prüfung des Verwendungs-
nachweises, gegebenenfalls die Rücknahme oder den Wider-
ruf des Zuwendungsbescheides, die Erstattung der gewähr-
ten Zuwendung und die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 49a 
des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), 
die §§ 23, 44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO) 
und die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV), die 
Bestimmungen des Hessischen Verwaltungskostengeset-
zes (HVwKostG) in den jeweils geltenden Fassungen, soweit 
nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden 
sind. Die Rücknahme und der Widerruf (auch teilweise) von 
Zuwendungsbescheiden sind nach § 4 Abs. 4 HVwKostG kos-

-
wendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger zu 
vertreten hat.

3. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P), Anlage 2 zu § 44 LHO sowie 
für Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörper-
schaften (ANBest-GK), Anlage 3 zu § 44 LHO, sind soweit 

erklären.

4. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund 

Haushaltsmittel.

5. Eine Förderung nach dieser Richtlinie wird nur für solche Vor-
haben bewilligt, die noch nicht begonnen worden sind (Re-

-
den, bevor der Zuwendungsbescheid wirksam geworden ist. 
Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungs-
vertrages zu werten, wenn dieser in direktem Zusammenhang 
mit dem Förderprojekt steht. Organisatorische Vorbereitun-

Beginn des Vorhabens, wenn die oder der Förderberechtigte 
-

bens eingeht.

Auf der Grundlage eines begründeten Antrags kann im Ein-
-

sen werden, aus der jedoch kein Anspruch auf Förderung 
dem Grunde oder der Höhe nach abgeleitet werden kann.

6. Zuwendungsempfänger haben bei der Vergabe und Abwick-
lung von Aufträgen Nr. 3 der jeweils einschlägigen Allgemeinen 
Nebenbestimmungen (ANBest-P/ANBest-GK) zu beachten.

7. Eigenleistungen und Sachleistungen können als zuwendungs-
fähig anerkannt werden, wenn sie nach Art und Umfang im 
Hinblick auf das Erreichen des Zuwendungszwecks notwen-
dig und angemessen sind. Der Wert unbarer Eigenleistungen 
wird mindestens auf die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 
je Stunde festgesetzt und ist sowohl im Finanzierungsplan 

als Teil der Eigenmittel darzustellen. Die Zuwendung selbst 
darf dabei insgesamt nicht höher sein als die Summe der tat-
sächlichen geleisteten Ausgaben. Übersteigt der Wert unba-
rer Eigenleistungen die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 

-
tungen müssen belegmäßig nachgewiesen und mit Stunden-

nachweis und Angaben zu den erbrachten Leistungen erfasst 
und bestätigt sein, so dass sie von einer unabhängigen Stelle 
geprüft werden können.

-

8. Eine Zuwendung wird nur für Vorhaben mit Durchführungsort 
in Hessen gewährt.

9. Universitäten und Hochschulen, die Stellen innerhalb der 
hessischen Landesverwaltung sind, können für geeignete 
Einzelprojekte als zweckgebundene Zuweisung Landesmittel 
erhalten. Für diesen Fall gelten folgende ergänzende Rege-
lungen:

a) Mit der Zuweisung der Mittel sind die Regelungen entspre-
chend der VV zu § 44 LHO zu vereinbaren.

b) Die Hochschule muss sicherstellen, dass keine Doppel-
finanzierung erfolgt. Die Abordnung bzw. Freistellung für 
die Tätigkeiten im Vorhaben ist nachvollziehbar darzule-
gen. Dies ist mit Antragstellung zu erklären.

Alle anderen Universitäten und Hochschulen erhalten Zuwen-
dungen.

10. Bei der Förderung von Vorhaben und Projekten von Unter-

kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. EU L 124 S. 36 – 
siehe auch Anhang I AGVO oder deren Folgebestimmun-
gen im Sinne der Empfehlung der Europäischen Union vom 
6. Mai 2003 berücksichtigt. Danach werden Kleinstunterneh-

a) weniger als 250 Personen beschäftigen und

b) entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millio-
nen Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Millionen Euro beläuft.

Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenständige Unter-
nehmen, Partnerunternehmen beziehungsweise verbun-
dene Unternehmen gelten die in der KMU-Empfehlung der 
EU-Kommission vom 6. Mai 2003 enthaltenen Berechnungs-
methoden oder deren Folgebestimmungen. Diese Beurtei-
lungskriterien dürfen nicht durch solche Unternehmen um-
gangen werden, die die Voraussetzungen für die Eigenschaft 
als KMU zwar formal erfüllen, jedoch tatsächlich durch ein 
größeres oder mehrere größere Unternehmen kontrolliert 
werden.

Es sind sämtliche rechtliche Zusammenschlüsse auszuschlie-
ßen, die eine wirtschaftliche Gruppe bilden, deren wirtschaft-
liche Bedeutung über die eines KMU hinausgehen.

11. Für eine nach der AGVO zu gewährende Förderung gelten die 
folgenden allgemeinen Voraussetzungen:

a) Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 
Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekom-
men ist, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt werden,

b) Eine Zuwendung in den Fallgruppen nach Art. 1 Abs. 2 bis 
6 AGVO ist ausgeschlossen.

c) Die Anmeldeschwellen nach Art. 4 der AGVO werden be-
achtet.

d) Der Beihilfeempfänger muss den schriftlichen Beihilfean-
trag mit allen erforderlichen Inhalten nach Art. 6 AGVO vor 
Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die Tätigkeit 
gestellt haben.

e) Die Zuwendung darf mit anderen staatlichen Beihilfen – 
einschließlich De-minimis-Beihilfen – nicht kumuliert wer-
den, es sei denn, die andere Beihilfe bezieht sich auf 
unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten oder 
es wird die höchste nach der AGVO für diese Beihilfen 
geltende Beihilfeintensität beziehungsweise der höchste 
nach der AGVO für diese Beihilfe geltende Beihilfebetrag 
nicht überschritten.

f) Jede Einzelbeihilfe über 100.000 Euro wird nach Art. 9 
AGVO für nach dem 1. Juli 2023 gewährte Einzelbeihil-
fen auf der Beihilfentransparenzdatenbank (transparency 
award module) der Europäischen Kommission veröffent-
licht.

12. Für eine nach der De-minimis-Verordnung zu gewährende 
Förderung gelten die folgenden allgemeinen Voraussetzun-
gen:

Danach kann ein Unternehmen innerhalb von drei Steuerjah-
ren De-minimis-Beihilfen im Umfang von bis zu 200.000 Euro 
erhalten. Falls dieser Schwellenwert durch bereits erhaltene 
„De-minimis“-Beihilfen erreicht ist beziehungsweise durch die 
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Förderung im Rahmen des jeweiligen Programms überschrit-
ten wird, ist eine Förderung nur mit besonderer Genehmigung 
der Europäischen Kommission möglich.

Bei De-minimis-Beihilfen sind Informations- und Dokumenta-
-

bescheid hingewiesen. Soweit die Zuwendung als De-mini-
mis-Beihilfe bewilligt wird, hat der Zuwendungsempfänger 
bei Antragstellung eine De-minimis-Erklärung abzugeben. 
Dem Zuwendungsempfänger wird eine De-minimis-Beschei-
nigung über die Förderung ausgehändigt. Diese ist vom Zu-
wendungsempfänger zehn Jahre lang aufzubewahren und auf 
Anforderung der Europäischen Kommission, der Bundesre-
gierung, Landesverwaltung oder bewilligenden Stelle inner-
halb von einer Woche oder einer in der Anforderung festge-
setzten längeren Frist vorzulegen. Wird die Bescheinigung 
innerhalb der Frist nicht vorgelegt, entfällt rückwirkend die 
Bewilligungsvoraussetzung und die Beihilfen zuzüglich Zin-
sen werden zurückgefordert.

13. Eine Kumulation der Förderung nach dieser Richtlinie mit 
einer Förderung des Bundes und der Europäischen Union 

die höchste zulässige Beihilfeintensität bzw. der höchste gel-
tende Beihilfebetrag nicht überschritten werden. Diese För-
derungen reduzieren die zuwendungsfähigen Ausgaben nach 
Teil I nicht. Sofern durch die Kumulation die höchste zuläs-
sige Beihilfenintensität bzw. der höchste geltende Beihilfe-
betrag überschritten werden, reduzieren sich die Förderaus-
gaben zu Gunsten des Landes. In Abweichung zu Satz 1 ist 
eine zusätzliche Förderung aus anderen Förderprogrammen 
des Landes Hessen ausgeschlossen.

14. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfän-
ger hat in jede von der Bewilligungsbehörde oder von dieser 
beauftragten Stelle für erforderlich gehaltene Überwachung 
und Überprüfung einzuwilligen sowie Evaluierungen zu unter-
stützen. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger hat auf Verlangen Auskunft zu erteilen, Einsicht 
zu gewähren und die Unterlagen vorzulegen.

Die Prüfrechte des Hessischen Rechnungshofs (§ 84 Abs. 1, 
Abs. 2 LHO) bleiben hiervon unberührt.

-
ne des hessischen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977 
(GVBl. I S. 199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz 
vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2037). Subventionserhebliche 
Tatsachen werden entsprechend der vorgenannten Vorschrift 
im Zuwendungsbescheid benannt.

III. Schlussbestimmungen

1. Abweichungen von dieser Richtlinie sind nur aus besonders 
wichtigem Grund zulässig und nur soweit keine Vorschrif-

Ministeriums der Finanzen und/oder des Hessischen Rech-
nungshofes erforderlich sind. Die Abweichung bedarf der Zu-
stimmung des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Wohnen.

2. Die Richtlinie tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Sie ersetzt die 
Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung vom 13. Dezember 2016 (StAnz. S. 1686), 
zuletzt geändert 31. Januar 2022 (StAnz. S. 222), die jedoch 
für bestehende Förderungen weiterhin anwendbar bleibt.

3. Für die Fördergegenstände unter Teil I Nr. 4 und 5 gilt: Die 
Möglichkeit einer Förderung im Sinne der AGVO ist bis zum 
Zeitpunkt des Auslaufens der AGVO zuzüglich einer Anpas-
sungsperiode von sechs Monaten bis zum 30. Juni 2027 be-
fristet. Sollte die zeitliche Anwendung der AGVO ohne die 

-
rungen verlängert werden, verlängert sich die Laufzeit die-
ser Richtlinie entsprechend, aber nicht über den 31. Dezem-
ber 2031 hinaus. Sollte die AGVO nicht verlängert und durch 
eine neue AGVO ersetzt werden oder sollten relevante inhalt-
liche Veränderungen der derzeitigen AGVO vorgenommen 
werden, wird eine den dann geltenden Freistellungsbestim-
mungen entsprechende Nachfolge-Richtlinie bis mindestens 
30. Juni 2027 in Kraft gesetzt werden.

4. Für die Fördergegenstände unter Teil I Nr. 2, 3, 4 und 6 gilt: 
Die Möglichkeit einer Förderung im Sinne der De-minimis-
Verordnung ist bis zum Zeitpunkt des Auslaufens der De-
minimis-Verordnung zuzüglich einer Anpassungsperiode 
von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2024 befristet 
ist. Sollte die zeitliche Anwendung der De-minimis-Verord-
nung ohne die Beihilferegelung betreffende, relevante in-
haltliche Veränderungen verlängert werden, verlängert sich 
die Laufzeit dieser Richtlinien entsprechend, aber nicht über 
den 31. Dezember 2031 hinaus. Sollte die De-minimis-Ver-

ordnung nicht verlängert und durch eine neue De-minimis-
Verordnung ersetzt werden oder sollten relevante inhaltliche 
Veränderungen der derzeitigen De-minimis-Verordnung vor-
genommen werden, wird eine den dann geltenden Bestim-
mungen entsprechende Nachfolge-Richtlinie bis mindestens 
30. Juni 2024 in Kraft gesetzt werden.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2023

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen
IV-082-e-11-04-05
– Gült.-Verz. 50 –

StAnz. 1/2024 S. 13

Anlage 1 zu Teil I der Richtlinie des Landes Hessen zur Grün-
dungs- und Mittelstandsförderung:
Hinweise zur Bemessung von Pauschalen für Personalaus-
gaben im Bereich des Hessischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen (Epl. 07)

1. Wenn Personalausgaben nach diesen Richtlinien geltend ge-
macht werden, so werden für die zuwendungsfähigen Ausga-
ben Pauschalen angesetzt. Die Pauschalen gelten sowohl bei 
der Bemessung, als auch bei der Abrechnung der Zuwendung.

2. Die Pauschalen umfassen die Lohnzahlungen, vertragliche 
Lohnnebenkosten 

(insbesondere durch Fahrt-, bzw. Reise-, Umzugs- und Fort-
bildungskosten). Personalausgaben dürfen, auch wenn sie die 
Pauschalen übersteigen, nicht mehr gesondert abgerechnet 
werden.

Die Pauschalen umfassen auch indirekte Kosten bzw. soge-
nannte Gemeinkosten. Unter den indirekten Kosten eines Vor-
habens sind alle Kosten zu verstehen, die nicht im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Vorhaben anfallen oder für die 
der unmittelbare Zusammenhang nicht nachgewiesen werden 
kann. Hierfür ist ein Zuschlagssatz in Höhe von 15 Prozent auf 
die Personalkosten hinzugerechnet worden. Indirekte Kosten 
dürfen daher, auch wenn sie die Pauschalen übersteigen, nicht 
mehr gesondert abgerechnet werden. Zu den indirekten Kosten 
gehören insbesondere:

– allgemeine Verwaltungs- und Managementausgaben wie 
Kosten für Leitung, Sekretariat, Dokumentation, Personal-
verwaltung, Unternehmenskommunikation, IT-Administra-
tion, Werksarzt und Kantine (d. h. übergeordnete Dienste, 
die nicht am spezifischen Arbeitsplatz eines Mitarbeiters 
festzumachen sind)

– Kosten für allgemeine Dienstleistungen wie Steuerbüro-/
Lohnabrechnungskosten, Rechtsberatungskosten, Unter-
nehmensberatungskosten usw.

– Miet- und Mietnebenkosten, Reinigungskosten sowie Haus-
meisterkosten für weitere Räumlichkeiten

– Sonstige Beiträge, Steuern, Abgaben

Die Pauschalen umfassen auch Arbeitsplatzkosten. Zu den 
Arbeitsplatzkosten gehören insbesondere:

– Mietkosten für den (Büro-)Arbeitsplatz (entweder kalkula-
torische Vergleichsmieten oder tatsächliche Mietkosten bei 
angemieteten Objekten)

– Mietnebenkosten für den (Büro-)Arbeitsplatz, wie Wasser, 
Strom, Heizung, Gas, Abwassergebühren, Müllabfuhr/Ent-
sorgung, Straßenreinigung, Versicherung, Instandhaltung, 
Steuern

– Reinigungs- und Hausmeisterkosten (für den Büroarbeits-
platz)

– Registratur- und Archivkosten

– Büroausstattung (unter anderem Möbel, Lampen, Telefon-
anlagen, Diensthandys etc.)

– IT-Ausstattung, sowohl Hardware als auch die Software

– Abschreibungen auf die Büroausstattung und die IT-Aus-
stattung

– Bürobedarf

– Ausgaben für Kommunikation (Internet, Telefon, Fax, Porto)

Arbeitsplatzkosten dürfen, auch wenn sie die Pauschalen über-
steigen, nicht mehr gesondert abgerechnet werden.

3. Für die fünf verschiedenen Leistungsgruppen nach den Mus-
tern in Anlage 2 gelten die durchschnittlichen Personalkos-

festgelegte Entgeltgruppe TV-H, die in den jeweils geltenden 
Personalkostentabellen für die Kostenberechnung in der Ver-
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waltung des Hessischen Ministeriums der Finanzen angege-
-

zeiger für das Land Hessen. Die Bewilligungsbehörde ver-

Anlage 2 nachrichtlich auf ihrer Homepage, wobei das Datum 
des Beginns der Gültigkeit ergänzt wird. Die Anlage 2 aus dem 
Vorjahr soll um den letzten Tag ihrer Gültigkeit ergänzt und 
für Dokumentationszwecke (zum Beispiel für mehrjährige Pro-

werden.

Bestimmen die Richtlinien ausnahmsweise, dass die Lohnne-
benkosten, Indirekten Kosten oder Arbeitsplatzkosten nicht von 
den Pauschalen umfasst sind, sind diese von den Werten der 
Anlage 2 entsprechend abzuziehen.

Für die gesamte Laufzeit eines Vorhabens sind die Sätze an-
zuwenden, die zum Zeitpunkt der Bewilligung galten. Dies gilt 
auch bei mehrjährigen Projekten. Die Sätze werden im Zuwen-
dungsbescheid festgelegt. Ab einer Projektlaufzeit von fünf 
Jahren können die Sätze angepasst werden.

4. Als zuwendungsfähige Personalausgaben werden angesetzt:

für Beschäftigte, die bei der Zuwendungsempfängerin oder 
beim Zuwendungsempfänger

4.1 in Vollzeit und ausschließlich in dem geförderten Vorha-
ben tätig sind, ein Monatssatz,

4.2 in Teilzeit und ausschließlich in dem geförderten Vorha-
ben tätig sind, ein der Teilzeit entsprechender Anteil eines 
Monatssatzes,

4.3 nur teilweise in dem geförderten Vorhaben tätig sind, ein 
Stundensatz.

5. Beschäftigte werden anhand der in Anlage 2 beschriebenen 
fünf Leistungsgruppen einem Monats- oder Stundensatz zu-
geordnet. Die Einstufung erfolgt anhand einer Funktionsbe-

Förderantrag einzureichen ist. Für die Funktionsbeschreibung 
sind die vorhabenbezogenen Tätigkeiten so zu beschreiben, 
dass Ziele, Kompetenzen und Aufgaben der Tätigkeit hinrei-
chend dargestellt werden und die oder der in dem Vorhaben 
Beschäftigte einer der fünf vorgesehenen Leistungsgruppen 
spätestens zum Zeitpunkt der Bewilligung zugeordnet werden 
kann. Darüber hinaus sind auf gesonderte Anforderung durch 
die Bewilligungsbehörde geeignete Unterlagen als Nachweis 

-
nachweise. Die Bewilligungsbehörde kann Unterlagen als 
Nachweis anerkennen, die aus datenschutzrechtlichen Grün-
den teilweise geschwärzt sind (zum Beispiel Benotungen, Ver-
gütungsbestandteile etc.).

Im Rahmen der Herleitung der Standardeinheitskostensätze 
-

det Nr. 1.3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung (ANBest-P), Anlage 2 zu § 44 
LHO, keine einzelfallbezogene Anwendung.

Selbstständige werden den entsprechenden Leistungsgrup-
pen 1 bis 5 gleichgestellt.

6. Gefördert werden die nachgewiesenen Arbeitsmonate und 
Arbeitsstunden.

Für die nur teilweise in dem geförderten Projekt tätigen Be-
schäftigten werden nur Produktivarbeitsstunden und maximal 

-
nanzierte Projekte anerkannt. Sind Beschäftigte zu mehr als 

-
zierten Projekten tätig, so werden die für Vorhaben erklärten 
Produktivarbeitsstunden entsprechend gekürzt.

Für Beschäftigte, die nicht ausschließlich im Vorhaben be-
schäftigt sind, kann der Nachweis der Arbeitszeit durch bei der 
Bewilligung zugelassene elektronische Zeiterfassungssysteme 
oder durch die Vorlage von Stundenzetteln erbracht werden, 
die von dem jeweiligen Beschäftigten und dem Hauptverant-
wortlichen der Organisationseinheit zu unterschreiben sind. 
Zusätzlich erklärt die Zuwendungsempfängerin oder der Zu-
wendungsempfänger subventionserheblich die Anzahl der mo-
natlichen Produktivarbeitsstunden, die die Beschäftigten in an-

-
wendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers 
geleistet hat, sowie den Stellenanteil, mit dem der Beschäftigte 
bei der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp-
fänger beschäftigt ist.

Für Beschäftigte, die bei der Zuwendungsempfängerin oder 
bei dem Zuwendungsempfänger ausschließlich im Vorhaben 
beschäftigt sind, muss kein Nachweis der Arbeitszeit erbracht 
werden. Stattdessen erklärt die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger für jeden Monat schriftlich, dass 

tätig war und entsprechend von der Zuwendungsempfängerin 
oder dem Zuwendungsempfänger entlohnt worden ist. Die Er-
klärung umfasst außerdem den Stellenanteil, mit dem die Be-
schäftigten bei der Zuwendungsempfängerin oder bei dem Zu-
wendungsempfänger tätig war. Die Bewilligungsbehörde legt 
fest, zu welchem Zeitpunkt die Erklärung abgegeben wird.

Ist ein Beschäftigter in Teilzeit bei der Zuwendungsempfän-
gerin oder dem Zuwendungsempfänger tätig, so sind die ma-
ximalen Jahresarbeitsstunden entsprechend der Teilzeit zu re-
duzieren. 

Anlage 2 zu Teil I der Richtlinie des Landes Hessen zur Grün-
dungs- und Mittelstandsförderung:

MUSTER
Pauschalen für Personalausgaben inklusive Arbeitsplatz-
kosten
im Geltungsbereich des Hessischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen (Epl. 07)
gültig vom [xxx] bis zum Tag der Veröffentlichung der neuen 
Personalkostentabellen für die Kostenberechnungen in der 
Verwaltung im Staatsanzeiger

Leistungsgruppe Beschreibung der Funktion Entspricht 
Entgelt-
gruppe

Personalkosten je Beschäftigten, 
inkl. Arbeitsplatzkosten

pro 
Monat

pro 
Tag

pro  
Stunde*

Leistungsgruppe 1 
„Beschäftigte in lei-
tender Stellung bzw. 
mit höherwertigen 
Tätigkeiten“ 

Beschäftigte mit Aufsichts- und Dispositionsbefug-
nis bzw. mit höherwertigen Tätigkeiten. Hierzu zählen 
z. B. angestellte Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führer. Eingeschlossen sind auch alle Beschäftigte, 
die in größeren Führungsbereichen Dispositions- oder 
Führungsaufgaben wahrnehmen und Beschäftigte mit 
Tätigkeiten, die umfassende kaufmännische oder tech-
nische Fachkenntnisse erfordern. In der Regel werden 
die Fachkenntnisse durch ein Hochschulstudium er-
worben. 

E 14 [x] EUR [x] EUR [x] EUR
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Leistungsgruppe Beschreibung der Funktion Entspricht 
Entgelt-
gruppe

Personalkosten je Beschäftigten, 
inkl. Arbeitsplatzkosten

pro 
Monat

pro 
Tag

pro  
Stunde*

Leistungsgruppe 2 
„Herausgehobene 
Fachkräfte mit 
Berufserfahrung“

Beschäftigte mit schwierigen bis sehr schwierigen 
oder vielgestaltigen Tätigkeiten, für deren Ausübung 
in der Regel eine abgeschlossene Berufsausbildung 
und spezielle Fachkenntnisse erforderlich sind. Hierzu 
gehören Beschäftigte mit Fachhochschulabschluss/
Bachelor, die mehrjährige Berufserfahrung aufweisen 
(mindestens fünf Jahre). Die Tätigkeiten werden über-
wiegend selbstständig ausgeführt. Dazu gehören auch 
Beschäftigte, die in kleinen Verantwortungsbereichen 
gegenüber anderen Beschäftigten Dispositions- oder 
Führungsaufgaben wahrnehmen (z. B. Vorarbeiterinnen 
und Vorarbeiter, Meisterinnen und Meister).

E 12 [x] EUR [x] EUR [x] EUR

Leistungsgruppe 3 
„Herausgehobene 
Fachkräfte/Berufs-
einsteiger“ 

Beschäftigte, die der Leistungsgruppe 2 zuzuordnen 
und Berufseinsteiger (bis fünf Jahre Berufserfahrung) 
sind. 

E 10 [x] EUR [x] EUR [x] EUR

Leistungsgruppe 4 
„Fachkräfte“ 

Beschäftigte mit schwierigen Fachtätigkeiten, für deren 
Ausübung in der Regel eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung, zum Teil verbunden mit Berufserfahrung, 
erforderlich ist. 

E 8 [x] EUR [x] EUR [x] EUR

Leistungsgruppe 5 
„An- und ungelernte 
Beschäftigte“ 

Beschäftigte mit einfachen oder überwiegend ein-
fachen Tätigkeiten, für deren Ausführung keine beruf-
liche Ausbildung erforderlich ist. Die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten werden in der Regel durch 
eine Anlernzeit von bis zu zwei Jahren erworben. 

E 5 [x] EUR [x] EUR [x] EUR

* Bei der Berechnung der Pauschalen für Personalkosten pro Stunde wird jeweils auf ganze Euro auf- bzw. abgerundet.

DIE  REGIERUNGSPRÄSIDIEN

Entsorgungsbetriebe der Landeshauptstadt Wiesbaden 
(ELW), Planfeststellung nach dem Kreislaufwirtschaftsge-
setz;

der Deponieklasse I einschließlich damit im Zusammenhang stehen-
der Änderungen

I.

Das Regierungspräsidium Darmstadt als Planfeststellungs-
behörde hat mit Beschluss vom 13. Dezember 2023 – Akten-
zeichen: RPDA - Dez. IV/Wi 42-100 g 20/1-2020/11 – den Plan für 
die Erweiterung der Deponie Dyckerhoffbruch zur Schaffung zu-
sätzlicher Kapazitäten für Abfälle der Deponieklasse I einschließ-
lich damit im Zusammenhang stehender Änderungen nach der 
§ 35 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Ab-
fällen (Kreislaufwir tschaftsgesetz – KrWG) in Verbindung mit  
§§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes 
(VwVfG) festgestellt.

Für das Vorhaben ist nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltver träglichkeitsprüfung 
durchgeführ t worden, die aufgrund der Übergangsvorschrif t 
des § 74 Abs. 2 UVPG nach der Fassung des Gesetzes, die vor 
dem 16. Mai 2017 galt, zu Ende geführt wurde. Der Planfest-
stellungsbeschluss enthält Nebenbestimmungen insbesondere 
zu Deponieerrichtung, -betrieb und Stilllegung, zur Forstwir t-
schaft, zum Natur- und Artenschutz, zum Denkmalschutz, zum 
Immissionsschutz sowie zur Wasserwirtschaft. Eine ökologische 
Baubegleitung für Maßnahmen des Natur- und Artenschutzes 
wurde angeordnet. Des Weiteren sind mit dem Planfeststellungs-
beschluss bisher geltende Nebenbestimmungen teilweise auf-
gehoben worden. In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle 
Stellungnahmen, Forderungen und Anregungen entschieden wor-
den. Einwendungen wurden nicht erhoben.
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II.

Der verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses lautet:

I.1 Feststellung des Plans

Auf den Antrag der Entsorgungsbetriebe der Landeshauptstadt 
Wiesbaden (ELW) vom 19. Juni 2019, zuletzt ergänzt am 18. Sep-
tember 2023, wird nach § 35 Abs. 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) unter teilweiser Abänderung des Planfeststellungsbe-
schlusses vom 22. Oktober 1973 (Az.: V/14 - 79 b 06/09 (14929) 
– W-) der Plan für die wesentliche Änderung der Deponie Dycker-
hoffbruch in Wiesbaden durch die Errichtung und den Betrieb des 
Deponieabschnitts (DA) IV auf den Grundstücken der Landes-
hauptstadt Wiesbaden, Gemarkung Biebrich, Flur 27, Flurstücke 
301, 308, 309, 309/1, 310/1 ( jeweils Teilfläche) und Gemarkung 
Erbenheim, Flur 70, Flurstücke 8330, 8331, 8332, 8335, 8337/1, 
8337/2 ( jeweils Teilfläche); 8351, 8353, 8352/2, 8354/2, 8355/2 
( jeweils Teilfläche); 8357, 8359, 8360, 8363, 8364 ( jeweils Teil-
fläche); 8372/2; 8373/2, 8378/1 ( jeweils Teilfläche); 8380, 8381, 
8382 (jeweils Teilfläche); 8398, 8399/1, 8399/2, 8401, 8402, 8403, 
8404 ( jeweils Teilf läche); 8405, 8406, 8407/1, 8408/1, 8409/2, 
8410/2 (jeweils Teilfläche); 8411/2, 8412/2, 8413/4, 8414/4 (jeweils 
Teilfläche); 8452/2 und 8457/3 (jeweils Teilfläche)

nach Maßgabe der in Abschnitt II aufgeführten Unterlagen und 
den in Abschnitt III festgelegten Nebenbestimmungen festgestellt.

I.2 Umfang des Planfeststellungsbeschlusses

Der festgestellte Plan umfasst:

a) die Rodung von rund 3,35 ha Wald im Bereich der Deponieer-
weiterung nach § 12 Hessisches Waldgesetz (HWaldG);

b) das Räumen des gesamten Baufeldes mit Abschieben der Ve-
getationsdeckschicht und Umlagern von Teilen der auf der 
Steinbruchsohle lagernden Boden-Abraummassen des frühe-
ren Steinbruchbetriebs;

c) den Bau und den Betrieb einer Randdrainage entlang dem 
nördlichen Rand des DA IV;
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